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Die Prüfungen an den öſterreichiſchen Univerſttäten 
im Jahre 1872. 
U. 


Wenden wir uns nun den Ergebniſſen der Rigoroſen zu, in⸗ 
ſofern fie ſich in den Approbationen und Reprobationen abſpiegeln, 
die in der nachſtehenden Tabelle zuſammengeſtellt ſind. 


Theologie Jus Medicein | Philoſophie Summe 

Hochſchule & 85 8 5 = $ = & 8 — 
Wien 44 — 193 15 | 383 37 60 8 | 680 63 
Graz 8 — | 338 15 | 129 13 49 1 | 524 29 
Innsbruck 6) — 73 5| 87 3 12 — 128 8 
Drag. 7 — 107 5 219 °| 67 — 400 11 
Lemberg E 2 — 1 66 — 
Krakau — — | 179 5 62 10 23 1 | 264 16 
Salzburg eee 2 Kae 
Olmütz D Su 
Summe 77 | 952 48 | 830 69 213 10 |2072 | 127 


Mehr als 2000 Rigoroſen (2072) wurden im Laufe des ganzen 
Jahres abgelegt, darunter 127 mit ungünſtigem Erfolge, es entfallen 
ſomit von fämmtlichen Geprüften über 6 pCt. auf die Reprobirten. 
Nicht jede Univerſität aber und noch weniger jede Facultät erlebt dies 
Schauspiel der Reprobation, die Univerſität Lemberg keunt es gar 


Rigoroſen im Jahre 1872: 


nicht und an den übrigen Hochſchulen ſind es erſtens ſämmtliche 
theologiſche Facultäten, dann die philoſophiſchen von Innsbruck und 
Prag, welche ſich der Ausübung verdammender Machtbefugniß enthalten. 
Nur die medieintſchen Facultäten reprobiren ausnahmslos. Ziffermäßig 
drückt fich dies Verhältniß dahin aus, daß bei den Theologen die 
Reprobationen 0, bei den Philoſophen unter 5, bei den Juriſten über 
5 und bei den Medicinern über 8 pCt. der Rigoroſenentſcheide be⸗ 
tragen. Wenn nun jene Univerſität allein der rejieirten Candidaten entbehrt, 
welche keine mediciniſche Facultät beſitzt, d. i. Lemberg, fo ſollte man 
wohl annehmen, die Reprobationen würden von Univerſität zu Uni⸗ 
verſität häufiger, je ſtärker das Contingent der Mediciner anſchwillt. 
Dem iſt aber doch nicht ſo. Allerdings ſteht Wien, die ſpecifiſche Me⸗ 
dicineruniverſität. obenan mit über 9 pCt., dann kommt aber ſofort 
Innsbruck mit über 6 pCt. und auch Krakau und Graz gehen mit 
6 und 5 ½ pCt. Prag vor, welches es nicht einmal auf 3 bringt. 

Es müſſen, hienach zu ſchließen, in einzelnen Facultäten ſehr be⸗ 
deutende Abweichungen von der Regel ſtattfinden und ſo iſt es auch 
in der That, nur bet den Theologen herrſcht Gleichmäßigkeit, ſonſt 
die größten Schwankungen von Ort zu Ort. N 

Die Philoſophen reprobiren im Durchſchnitte 47 pCt., während 
aber Innsbruck, Prag und Lemberg es gar nicht und Graz wie 
Krakau (je 1 Reprobation unter 49 und 23 Rigoroſen) ſehr mäßig 
thun, läßt Wien unbarmherzig über 13 pCt. fallen, obwohl der An⸗ 
drang zu den Prüfungen geringer iſt als in Prag, wenig ſtärker als 
in Graz (60 Rigoroſen zu 67 und 49). Die Juriſten reprobiren im 
Durchſchnitt etwas über 5 pCt., die Gegenſätze find O und 9 ¼ pCt., 
Lemberg und Wien. Lemberg zunächſt kommt Krakau (2¾ pCt.), die 
polniſchen Rechtsfacultäten ſind ſomit die mildeſten oder die polniſchen 
Juriſten die tüchtigſten, unter den deutſchen aber iſt das in Graz 
(4½ pCt.), dann in Prag (4 ¾ pCt.) der Fall, während Innsbruck 
ſich mit nahezu 7 pCt. den Wiener Verhältniſſen nähert. Bei den 
Medicinern bewegen ſich Wien, Graz und Innsbruck nahe um den 
Durchſchnitt, Graz erhebt ſich bis zu 10 pCt., Wien kommt nahe 
heran, Innsbruck bleibt feſt bei 8 ſtehen, Prag und Krakau hingegen 
weiſen ganz beſondere Erſcheinungen auf, Prag mit dem Minimum 
von nicht einmal 3 und Krakau mit dem Maximum von über 16 pCt. 

Vergleichen wir ſchließlich ſämmtliche 13 Facultäten, welche im 
Jahre 1872 Reprobationen vorgenommen haben (bei 12 Facultäten 
wehte bekanntlich die weiße Fahne), ſo ergibt ſich folgendes Reſultat. 
Sie allein haben 1852 Candidaten geprüft, ſomit, da ihnen ſämmt⸗ 


liche Reprobirte angehören, nahezu 7 pCt. rejteirt. Ueber dieſen Durch⸗ 


ſchnitt erheben ſich alle mediciniſchen Facultäten, von Prag abgeſehen, 
endlich die philoſophiſche und juridiſche in Wien, die juridiſche in 
Innsbruck kommt ganz nahe an den Durchſchnitt heran, die übrigen ſechs 
Facultäten (Medicin in Prag, Jus in Graz, Prag, Krakau, Philoſophie in 
Krakau und Graz) ſtehen aber alle weit zurück, nämlich ſämmtlich unter 
4 pCt. In Wien fomit allenthalben große Unwiſſenheit oder große 
Strenge, eine ähnliche Erſcheinung bei den Medicinern in Graz, Inns⸗ 
bruck, Krakau, der Durchſchnitt ganz allein bei den Juriſten in Inns⸗ 
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bruck, hingegen bei den Juriſten in Prag, Graz und namentlich Kra⸗ 
kau, bei den Philoſophen in Krakau und noch mehr in Graz, bei den 
Medicinern in Prag große Tüchtigkeit oder große Nachſicht, 

Wenn wir dieſen Daten die Ergebniſſe des Decenniums 1861 — 
1870 und die Reſultate von 1871 gegenüberſtellen, ſo erſehen wir 
zunächſt, daß der ſachte Anſtieg der Generalreprobationsziffer, welchen 
wir im Vorjahre conſtatirt, ein ſtätiger geweſen. Mit den 6 pCt. 
dieſes Jahres find nicht nur die 5°16 pCt. von 1871 überholt, ſon⸗ 
dern der höchſte Stand des vorigen Jahrzehnts (1866) iſt nahezu er⸗ 
reicht. Nicht das Gleiche läßt ſich von den einzelnen Studienabthei⸗ 
lungen ſagen. Nur bei den Theologen zeigt ſich fortwährend Conti⸗ 
nuität, bei den Philoſophen inſofern, als fie dem Durchſchnitt der 
Sechziger Jahre gleich, aber im ſchärfſten Gegenſatz zu 1871, wieder 
die mildeſten unter ihren weltlichen Collegen ſind, bei den Juriſten 
und Medkeinern hingegen herrſcht Analogie mit 1871 und Verkehrung 
des Verhältniſſes im vorigen Jahrzehnt. Die Reprobationsziffer hat 
ſich in beiden Facultäten gehoben, in der juridiſchen von 3 auf 5, in 
der mediciniſchen von 7 auf 8, fo daß im Widerſpruch zu der von 
1861-1870 behaupteten Stellung die Medieiner ſeit zwei Jahren 
den Juriſten in der Zahl der Reprobationen vorgehen. Inſofern iſt 
aber auch bei den Juriſten der normale Zuſtand näher gerückt, als 
der Abnahme der Reprobationsziffer ein Ende gemacht iſt und, wenn 
auch nicht das Verhältniß in der erſten Hälfte, jo doch der Durch⸗ 
ſchnitt des ganzen Jahrzehnts nahezu erreicht iſt. Nur dadurch, daß 
die Mediciner in der Zunahme der Reprobationen beharrten, iſt die 
allſeitige Wiederkehr zu den früheren Verhältniſſen verhindert. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, welche rechtliche Wirkung Vertragsbedingungen zu⸗ 

komme, welche als gegenſeitige Vorausſetzungen der Beitragsleiſtung 

unter Leiſtungstheilnehmern einer öffentlichen Concurrenz (Lei⸗ 
ſtungsgenoſſenſchaft) vereinbart worden ſind. 


Laut der vom ehemaligen Bezirksamte in T. im Jahre 1863 
aufgenommenen Erklärung haben die Gemeinden des Bezirkes T. durch 
ihre Bevollmächtigten einhellig beſchloſſen, ein Drittheil der Einrich⸗ 
tungs⸗ und Verwaltungskoſten des unter die Leitung und Aufficht des 

Nagiſtrates der Landeshauptſtadt T. geſtellten Zimentirungsamtes in 
T. auf die Gemeinden des gleichnamigen Bezirkes unter nachſtehenden 
Bedingungen zu übernehmen: 1. daß vor Beginn eines Verwaltungs-, 
und mit 1. Jänner 1865 vor Beginn eines jeden Solarjahres der 
Voranſchlag über die Regie- und Verwaltungskoſten des Zimenti⸗ 
rungsamtes, und ſechs Wochen nach Ablauf des Verwaltungs-, be⸗ 
ziehungsweiſe des Solarjahres die documentirte Rechnung von dem 
Magiſtrate in T. im Wege der k. k. politiſchen Bezirksbehörde in T. 
zur Einſicht den Gemeinden mitgetheilt werde; 2. daß jede neue Au⸗ 
ſchaffung oder eine Erhöhung der Regie- oder Verwaltungskoſten nur 
über vorgängiges Einvernehmen ſämmtlicher Gemeinden des Amtsbe⸗ 
zirkes von T. veranlaßt werden möchte und daß über etwaige Diffe⸗ 
renzen zwiſchen den Gemeinden des Amtsbezirkes von T. und der 
Stadtgemeinde H. die k. k. ſchleſiſche Landesregierung zu entſcheiden habe. 
Das Bürgermeiſteramt in T. erklärte ſich mit dieſen Bedingungen der 
Landbezirksgemeinden vollkommen einverſtanden, und wurde dieſe 
Vereinbarung von der Landesregierung zur Kenntuiß genommen. 

Als nun im Jahre 1870 durch die Uebertragung des Zimen⸗ 
tirungsamtes in das neue Stadthaus in T. an Ueberſtedlungs⸗ und 
Einrichtungskoſten eine Auslage von 960 fl. 75 kr. ſich ergab, ver⸗ 
weigerten die Landgemeinden die Zahlung des auf ſie entfallenden 
Drittels, weil die Stadtgemeinde T. bei der Ueberſiedlung des 
Zimentirungsamtes ſich nicht an die Vereinbarung gehalten, laut 
welcher jede neue Anſchaffung oder Erhöhung der Regie⸗ oder Ver⸗ 
waltungskoſten nur über vorheriges Einvernehmen fämmtlicher Ge⸗ 
meinden des Bezirkes von T. veranlaßt werden ſollte. In Folge 
dieſer Weigerung ſuchte der Bürgermeiſter in T. unter Berufung auf 
das Uebereinkommen vom Jahre 1863, wornach über etwaige dies⸗ 
bezüglich entſtandene Differenzen die Landesregierung zu entſcheiden 
hat, deren Intervention an und bat dieſelbe, zu erkennen, daß die, 
Gemeinden ſchuldig ſeien, den fraglichen Drittelbeitrag zu leiſten. 


Dem Anſuchen wurde von der Landesregierung nicht willfahrt. Unter 
den Motiven des diesfälligen Erkenntniſſes wurde angeführt, daß die 
Verlegung des Zimentirungsamtes in ein anderes Locale ſammt den 
damit verbundenen Adaptirungsauslagen einer neuen Anſchaffung gleich 
geachtet werden müſſe, welche gemäß des Uebereinkommens vom Jahre 
1863 nur über vorheriges Einvernehmen ſämmtlicher Gemeinden des 
Concurrenzbezirkes veranlaßt werden ſollte. Da die Stadtgemeinde 
T. dieſe weſentliche Bedingung des beſagten Uebereinkommens nicht 
erfüllt habe, können die Landgemeinden auch nicht zur Leiſtung des 
diesfälligen Beitrages verhalten werden. 

Nachdem die Gemeinden des Landbezirkes weiters unter 
Berufung auf die Nichteinhaltung des Uebereinkommens vom Jahre 
1863 bezüglich Mittheilung der Voranſchläge ſeitens der Stadtgemeinde 
T. auch die Zahlung ihrer aus den Jahren 1868 und 1869 rück⸗ 
ſtändigen Regiebeiträge zum Zimentirungsamte verweigerten, ſuchte das 
Bürgermeiſteramt in T. abermals die Intervention der Landesregie⸗ 
rung an. Aber auch dieſes Anſuchen wurde von der Landesregierung 
zurückgewieſen, in der Erwägung, daß das Buͤrgermeiſteramt T. zu⸗ 
gegebener Maßen der Verpflichtung, den Voranſchlag über die Regie⸗ 
und Verwaltungsauslagen des Zimentirungsamtes den Landgemeinden 
mitzutheilen, in den Jahren 1868 und 1869 nicht nachgekommen 
ſei, die Landgemeinden daher berechtigt ſeien, wegen Nichtzuhaltung 
der vereinbarten Bedingungen von Seite der Stadtgemeinde T. die 
Erfüllung der ihrerſeits übernommenen Verpflichtungen abzulehnen. 

Dem gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Recurſe des Bürger⸗ 
meiſteramtes hat das Miniſterium des Innern ddo. 15. Juni 1873, 
Z. 2578 mit dem Beiſatze Folge gegeben, „daß die Gemeinden des 
bezeichneten Bezirkes über die Einwendungen, welche ſie gegen die 
Inanſpruchnahme eines Beitrages zu den erwähnten Koſten, abgeſehen 
von dem Verſäumniß der nach dem Uebereinkommen ex 1863 ſeitens 
der Stadtgemeinde T. zu beobachtenden Förmlichkeiten, vorbringen zu 
können glauben, zu hören ſind und hierüber, falls die Sache nicht im 
Wege eines gegenſeitigen Einverſtändnißes beigelegt würde, von der 
Landesregierung inſtanzenmäßig zu entſcheiden iſt. Denn in Anbetracht 
der mit dem Miniſtertalerlaſſe vom 13. December 1856, Z. 6723 


ſausgeſprochenen Verpflichtung der einen Zimentirungsbezirk bildenden 


Gemeinden des politiſchen Bezirkes, zu den Koſten des zuſtändigen 
Zimentirungsamtes beizutragen, haben die Gemeinden des ehemaligen 
politiſchen Bezirkes T. mittelſt der protokollariſchen Erklärung ex 1863 
keine neue Verpflichtung auf ſich genommen, welche zu übernehmen 
oder abzulehnen von ihrem freien Willen abhing. Mittelſt dieſes 
Uebereinkommens wurden bloß ein beſtimmter Maßſtab für dieſe Bei⸗ 
tragsleiſtung, ſowie die Modalitäten feſtgeſetzt, unter welchen der Bei⸗ 
trag von der das Zimentirungsgeſchäft beſorgenden Stadtgemeinde T. 
von den zum gleichnamigen politiſchen Bezirke gehörigen Gemeinden 
in Anſpruch zu nehmen iſt. Dadurch, daß die Stadtgemeinde T. die 
Förmlichkeiten nicht beobachtet hat, welche für die Inanſpruchnahme 
des Beitrages der Landgemeinden des T.'er Bezirkes mit einem 
Drittel zu den Regie- und Verwaltungskoſten des T.'er Zimentirungs⸗ 
amtes für die Jahre 1868 und 1869 nach obigem Uebereinkommen 
hätten erfüllt werden ſollen, können dieſe Gemeinden ihrer geſetzlichen 
Verpflichtung der Beitragsleiſtung zu dieſen Koſten nicht für befreit 
angeſehen werden“. 8 


Zur Beurtheilung der Frage, untex welchen Umſtänden das vor der 
Zweitheilung der Monarchie erworbene Staatsbürgerrecht als 
cisleithaniſches Staatsbürgerrecht fortlebe, 


Dem Grafen H. iſt im Jahre 1852 vom Miniſterium des 
Innern das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht verliehen worden. Im 
Jahre 1872 ſchritt derſelbe im Wege des Miniſteriums des Aeußern 
beim ungariſchen Miniſterium des Innern um die Entſcheidung ein, 
ob ſeine im Jahre 1852 erworbene Staatsbürgerſchaft auch dermalen 
noch für Ungarn giltig ſei. Das ungar. Miniſterium des Innern 
fällte unterm 2. October 1872 die Entſcheidung, „daß Graf H. 
zwar, wie alle jene Fremden, die ſich in Ungarn niederltießen und 
früher (d. i. vor 1867) die öſterr. Staatsbürgerſchaft erworben haben, 
dieſes Rechtes nicht verluſtig werden könne; daß er daher als ein in 
Ungarn für beſtändig angeſiedelter Fremder im geſetzlichen Genuſſe 
aller Staatsbürgerrechte ſtehe, welche die ungariſchen Geſetze bieten, 


daß er aber vom ſtaatsrechtlichen Standpunkte als ungarischer Staats⸗ 
bürger inſolange nicht angeſehen werden könne, bis er den jetzigen, 
zur Erlangung der ungar. Staatsbürgerſchaft nöthigen Erforderniſſen 
Genüge geleiſtet haben würde“. 

Graf H. hat nun, ohne diesfalls in Ungarn weitere Schritte 
zu thun, beim öſter r. Miniſterium des Innern um die beſtimmte Er⸗ 
klärung gebeten, ob ſein Staatsbürgerrecht im jetzigen Kaiſer⸗ 
thume Oeſterreich (darunter verſtand der Bittſteller Cisleithanien 
im Gegenſatze zu Ungarn) anerkannt würde? 

Nach Einſichtnahme der an die ungar. Regierung abgetretenen 
Acten ex 1852 wurde conſtatirt, daß dem Grafen H. von dem da⸗ 
maligen Miniſterium des Innern wirklich die öſterr. Staatsbürger⸗ 
ſchaft verliehen worden iſt; auch wurde erſehen, daß ihm für dieſen 
Fall die Aufnahme in den Gemeindeverband von T. in Ungarn zu⸗ 
geſtchert war. 

Das öſterr. Miniſterium des Innern hat nun unterm 11. Mai 
1873, 3. 6540, dem ungar. Miniſterium des Innern eröffnet, „daß 
es dem Grafen H. den Beſitz des nach Art. 1 des Staatsgrundge⸗ 
ſetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 des R. G. Bl. für die 
Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
beſtehenden „allgem. öſterr. Staatsbürgerrechtes“ nicht zuzuerkennen 
vermag und ihn rückſichtlich ſeiner ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe auf 
den von Seite des ungar. Miniſteriums erhaltenen Beſcheid vom 
2. October 1872 verweiſen müſſe, zumal ihm von der Gemeinde T. 
in Ungarn, wie die Acten nachweiſen, ſchon im Jahre 1852 für den 
Fall ſeiner Aufnahme in den öſterr. Staatsverband die Aufnahme in 
den Gemeindeverband zugeſichert worden iſt und derfelbe daher nicht 
als ein Angehöriger irgend einer diesſeitigen Gemeinde erſcheint“. 


Anmerkung des Einſenders: 


Zur weiteren Klarſtellung dieſer principiell wichtigen Entſchei⸗ 
dung können wir nicht umhin, aus einem Votum für dieſelbe folgen⸗ 
den Paſſus hier mitzutheilen: „Seit der Zweitheilung der Monarchie 
könne nur entweder von einem öſterreichiſchen oder ungariſchen Staats⸗ 
bürgerrechte die Rede fein; das erſtere treffe im’ vorliegenden Falle 
nicht zu, weil die der Einbürgerung im Jahre 1852 zum Subſtrat dienen⸗ 
den thatſächlichen Verhältniſſe — Grundbeſitz und Heimatzuſicherung — 
in Ungarn vorhanden geweſen ſeien. Die Entſcheidung in dieſem 
Sinne ſei der Folgen wegen wichtig, indem nicht nur diejenigen, 
welche durch ausdrückliche Verleihung das öſterreichiſche Bürgerrecht 
erlangten, ſondern auch alle jene, welche nach den früheren Vorſchrif⸗ 
ten, namentlich nach $ 29 des a. b. G. B. durch Antritt eines Ge⸗ 
werbes Oeſterreicher geworden ſind, und jetzt von Ungarn nicht als 
Inländer angeſehen werden könnten, in Betracht kommen.“ —r. 


Klagen, welche offenbar auf Erſatz eines Kriegsſchadens gerichtet 

find, müſſen als durch $ 144 a. b. G. B. und das Hofkanzleidecret 

vom 16. April 1821 der Gerichtscompetenz entzogen, nach $ A der 

Civiljurisdictionsnorm ſofort von Amts wegen von den Gerichten 
zurückgewieſen werden. 


A. klagte die k. k. Finanzprocuratur in Trieſt noe. des k. k. 
Militärärars auf Zahlung des Entſchädigungsbetrages von 18.829 fl. 
für den Schaden, welcher ihm in dem Kriegsjahre 1859 (zur Zeit 
der Bedrohung Venedigs durch die franzöſiſche Flotte) von Seite des 
öſterreichiſchen Militärs angeblich dadurch zugefügt worden iſt, daß, 
um die Gräben und Felder in der Umgebung der Feſtung Tre Porti 
mit Waffer zu überſchwemmen, die ebendort gelegenen Fiſchteiche des 
Klägers geleert und die ganze Fiſchzucht desſelben zerſtört worden ſei. 
Die erſte Inſtanz und das Obergericht haben dieſe Klage des 
A. aufrecht erledigt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof aber hat mit Entſcheidung vom 
7. October 1873, 3. 9772, auf den außerordentlichen Reviſtonsrecurs 
der k. k. Finanzproeuratur die Klagsbeſcheide der beiden Untergerichte 
aufgehoben und der erſten Inſtanz die Räckſtellung der Klage als 
nicht geeignet zu einem etvilgerichtlichen Verfahren aufgetragen und 
zwar in Erwägung, daß die von A. eingebrachte Klage offenbar den 
Erſatz von Kriegsſchäden zum Gegenſtande hut; in Erwägung, daß 
die Entſcheidung über folche Entſchädigungen von Seite des Staats⸗ 
ſchatzes dem öffentlichen Rechte zugehört und daß daher auch 8 1044 
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a. b. G. B. anordnet, daß die Vertheilung der Kriegsſchäden von 
den politiſchen Behörden beſtimmt werde; in Erwägung, daß ferner 
durch das Hofkanzleidecret vom 16. April 1821 die a. h. Entſchlie⸗ 
ßung vom 2. April 1821 allen Gubernien als die einzige und Haupt⸗ 
norm für die bei den politiſchen Behörden anzumeldenden und nach⸗ 
zuweiſenden Anſprüche auf Kriegsſchadenerſatz aufgeſtellt wird; in Er⸗ 
wägung, daß, da demnach die Incompetenz der Gerichte zur Entſchei⸗ 
dung der von A. angeſtrengten Sache offenbar iſt, die Klage des 
A. nach § 1 des kaiſerlichen Patentes vom 20. November 1852, 
Nr. 251 R. G. Bl. ſofort von Seite der Gerichte zurückzu⸗ 
weiſen war. Ger. Ztg. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 22. Juli 1873, 3. 12.710, betreffend die 
auf Verhütung von Eiſenbahnnufällen zu richtenden Beſtrebungen. 


Das k. k. Handelsminiſterium hat mittelſt Zuſchrift vom 6. d. M., Z. 23.462 
die beiliegende Abſchrift eines Erlaſſes hieher mitgetheilt, welchen dasſelße aus Anlaß 
der in neuerer Zeit wieder häufiger vorkommenden Verunglückung von Menſchen auf 
Eiſenbahnen an ſämmtliche Verwaltungen der im diesſeitigen Reichsgebiete im Be⸗ 
triebe ſtehenden Eiſenbahnen gerichtet hat und zugleich das Anſuchen geſtellt, die 
politiſchen Unterbehörden anzuweiſen, damit dieſelben den auf die Verhütung von 
Eiſenbahnunfällen gerichteten Beſtrebungen der Bahnverwaltungen und ihrer Organe 
die erforderliche Unterſtützung ſowohl ſelbſt als auch mittelſt der k. k. Gendarmerie 
zuwenden. 

In Entſprechung dieſes Anſuchens beehre ich mich Euere .... um die gee.g= 
neten diesbezüglichen Weiſungen an die unterſtehenden politiſchen Behörden anzugehen. 
Vor Allem erſcheint es wünſchenswerth, daß die politiſchen Behörden über vorgekom⸗ 
mene Anzeigen, woferne ſich der Fall nicht ſtrafgerichtlich qualificirt, ſofort und mit 
aller Strenge die Amtshandlung vornehmen. Ferner iſt es dringend nothwendig, auf die 
Abſtellung des hie und da bereits zur Gewohnheit ausgearteten unbefugten Betretens 
der Eſſenbahn durch die Paſſanten hinzuwirken, zu welchem Zwecke ſich die Veranlaſ⸗ 
ſung der zeitweiſen Nachſchan, durch Gendarmeriepatrouillen au den betreffenden 
Stellen empfehlen dürfte. Sollte das Betreten des Bahnkörpers durch den ſchlechten 
Zuſtand der neben, entlang oder über dieſelbe führenden Communicationen, oder durch 
den gänzlichen Mangel dieſer letzteren herbeigeführt werden, fo wäre durch die 
polittichen Unterbehörden im geeigneten Wege Abhilfe zu ſchaffen. 

Endlich dürfte es zweckmäßig erſcheinen, daß die verſchärften Maßregeln, zu 
welchen vorgekommene Unglücksfälle Anlaß gegeben haben, durch die Landeszeitungen 
und ſonſtige Publicationen in den von Eiſenbahnen durchzogenen Bezirken die möglichſte 
Verbreitung finden. N 


Abſchrift eines Erlaſſes des k. k. Handelsminiſteriums vom 6. Juli 
d. J., Z. 23.462, an fämmtliche Verwaltungsräthe der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen. 


Die Anzahl der auf Eiſenbahnen ſich ereignenden Verunglückungen von Mens 
ſchen erreicht alljährlich eine ſehr bedeutende Höhe und iſt insbeſondere in neuerer 
Zeit in bedenkenerregendem Maße geſtiegen. 

Den eingeleiteten Erhebungen zufolge kommen derlei Unfälle ſowohl in der 
currenten Bahnſtrecke am Bahnkörper und an den Kreuzungsſtellen, als auch auf den 
Stationsplätzen und Bahnhöfen vor und ſind die Urſachen ausnahmsweiſe in dem 
mangelhaften Zuſtande des Bahnkörpers und der auf demſelben befindlichen Vorrich⸗ 
tungen, hauptſächlich aber in der läſſigen Befolgung der aus Rückſichten der Sicherheit 
erlaſſenen Vorſchriften ſeitens des Bahnperſonales, ſowie des Publicums zu ſuchen. 
In erſterer Beziehung bin ich überzeugt, daß der Verwaltungsrath Alles aufbieten 
werde, um alle etwa fehlenden Herſtellungen oder nöthigen Reparaturen vollſtändig und 
qualitätmäßig fertig zu jtellen; in letzterer Hinſicht fordere ich den Verwaltungsrath 
auf, den unterſtehenden Organen die ſtrengſten Weiſungen dahin zu ertheilen, damit 
ſie nicht nur ſelbſt die zur Hintanhaltung von Unglücksfällen beſtehenden Verordnun⸗ 
gen genau beachten, ſondern auch auf die Befolgung ſeitens des Publicums ſtrenge Acht 
haben. Vorkommende Außerachtlaſſungen ſind ohne Anfehung des Schuldigen, auch 
wenn derſelbe zu den eigenen Organen gehört, unbedingt und ſofort, und zwar auch 
in dem Falle der competenten Behörde zur Einleitung der Strafamtshandlung an⸗ 
zuzeigen, wenn ſie keinen Unfall zur Folge hatten. Die Verwaltungen der in Wien 
einmündenden Eiſenbahnen haben ſich gelegentlich einer im Handelsminiſterium in 
der in Rede ſtehenden Angelegenheit abgehaltenen Conferenz bereit erklärt, ſich die 
Herbeiführung größerer Sicherheit auf ihren Linien mit allen Mitteln angelegen ſein 
laſſen, insbeſondere auch wegen weiterer zweckdienlicher Maßregeln zur Verhütung 


von Eifenbahnunfällen ſofort eingehende Studien veranlaſſen und mir deren Reſultat 
nebſt den ſich hieraus ergebenden Vorſchlägen ehethunlichſt vorlegen zu wollen. 

Ich erwarte die gleiche Bereitwilligkeit auf Seite des Verwaltungsrathes und 
fordere denſelben ſchlteßlich auf, von dem Inhalte dieſes Erlaſſes ſämmtliche Bedtenſtete 
der Geſellſchaft in die Kenntniß zu ſetzen und mir von denſelben, Beamten ſowohl 
als Dienern, einerfeits diejenigen, welche ſich bei Erfüllung der ihnen in Bezug auf 
die Hintanhaltung von Unglücksfällen obliegenden Verpflichtungen beſonders hervor⸗ 
thun, andererſeits aber auch alle jene, welche ſich in dieſer Beziehung Nachläſſigkeiten 
zu Schulden kommen laſſen, in vierteljährigen Berichten im Wege der k. k. General- 
inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen namhaft zu machen. 

Zugleich erſuche ich das Miniſterium des Innern um Erlaſſung einer Weiſung 
an die politiſchen Unterbehörden, damit dieſelben den auf Verhütung von Eiſenbahn⸗ 
unfällen gerichteten Beſtrebungen der Bahnverwaltungen und ihrer Organe überall, 
wo es Noth thut, ſelbſt und mittelſt der k. k. Gendarmerie die kräftigſte Unterſtützung 


zuwenden. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 24. Juli 1873, 3. 11.906 mit nachträgli⸗ 
chen Veſtimmungen, betreffend Ein⸗ und Durchfuhr von Hadern bei Rinderpeſtgefahr. 


Im Nachhange zum h. o. Erlaſſe vom 9. Juni l. J., Z. 10174), betreffend 
die Ein⸗ beziehungsweiſe Durchfuhr von Hadern aus einem Lande in, beziehungs⸗ 
weiſe durch ein anderes Land bei Rinderpeſtgefahr, wird zu den Punkten 1 und 
2 jenes Erlaſſes bemerkt, daß auch der von dem betreffenden Gemeindeamte ertheilte 
Nachweis der vollzogenen Fabrikswäſche genügt und daß dort, wo die Vornahme der 
Fabrikswäſche nicht thunlich iſt, die Hadern vor ihrer Verpackung in Säcke mit einer 
verdünnten Löſung von Carbolſäure fo zu übergießen find, daß fie den Geruch nach 
diefer Säure verbreiten, oder die Hadern nach ihrer Verpackung in feſte Leinenſäcke 
überdies noch in Säcke aus ſtark getheertem feſtem Zeuge zu verpacken und zu ver- 
ſchnüren find. 

Zum Punkte 3 jenes Erlaſſes wird bemerkt, daß dieſe Hadernſäcke in ge⸗ 
ſchloſſene, vor ihrem Abgange plombirte Eiſenbahnwaggons zu verladen ſind, der 
Transport ſodann direct mittelſt Eiſenbahn bis auf die der betreffenden Papierfabrik 
nächſtgelegene Eiſenbahnſtation und die Verführung von da an bis in die Fabrik auf 
Wagen mittelſt Pferdegeſpannen auf dem nächſten Wege mit Vermeidung von Ort⸗ 
ſchaften und Viehweiden und unter Begleitung von verläßlichen Wächtern zu erfol⸗ 


en hat. 
5 Die zu derlei Hadern⸗Transporten benützten Eiſenbahnwaggons find unter 


verläßlicher Aufſicht und auf Koſten der Papierfabrik der vorſchriftsmäßigen Des⸗ 
infection zu unterziehen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 26. Juli 1873, 3. 13.153, betreffend die 
Veſtimmungen der herumziehenden italieniſchen Meſſer⸗ und Scheerenſchleifer. 


Ueber eine fpecielle Anfrage bat das Finanzminiſterium unterm 20. Juli 
1873, 3. 16922 an die Finanz⸗Landesbehörden in Linz, Graz, Junsbruck, Klagen⸗ 
furt, Laibach und Salzburg die Weiſung erlaſſen, daß die Beſtimmungen des Finanz⸗ 
miniſterial⸗Erlaſſes vom 29. Juli 1871, 3. 34.206“) in Abſicht auf die Beſteuerung 
der herumziehenden Fenſter und Keſſelflicker aus Italien, anch auf die im Lande her. 
umziehenden Meſſer⸗ und Scheerenſchleifer italieniſcher Diſtricte Anwendung finden. 

Hievon wird die k. kr. mit dem Bemerken zur weiteren Verfügung in 
Kenntniß geſetzt, daß dieſe Gewerbsleute ſelbſtverſtändlich auch nach Maßgabe des 
h. o. Erlaſſes v. 9. Auguſt 1871, 3. 11.175 **) von den politiſchen Behörden zu bes 
handeln ſind. 


Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 24. Auguſt 1873, 3. 11.627, betref⸗ 
fend die Abündernug der bisherigen Veſtimmungen über Beerdigung von Selbſt⸗ 


mördern. 
1 


Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit den Miniſterten 
der Juftiz wie des Cultus und Unterrichts die Miniſterialverordnung vom 7. Octo⸗ 
ber 1857, Z. 8827, womit beſondere Vorſchriſten über die Beerdigung der Selbſt⸗ 
mörder und über ein derſelben jeweilig vorhergehendes Unterſuchungsverfahren ertheilt 
wurden, vollinhaltlich aufzuheben. 

Hiernach hat in ſolchen Fällen für die Beſtimmung des Begräbnißortes die 
Anordnung des Art. XVI kaiſerl. Patentes vom 17. Jänner 1850, R. G. 24, daß 
die Beerdigung der Selbſtmörder in der Stille und in dem Friedhofe zu veranlaſſen 
iſt, für die Verwaltungsorgane als ausſchließliche Norm zu gelten. . 

Selbſtverſtändlich bleibt hiebei die Berecht gung der kirchlichen Organe, die 


*) Mitgetheilt in Nr. 32 de 1873 dieſer Zeitſchrift 
) Mitgetheilt in Nr. 48 des Jahrganges 1871 diefer Zeitſchrift. 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. 
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Beſtattung der Selbſtmörder auf dem Friedhofe mit rituellen Functionen zu begleiten 
oder die Vornahme ſolcher Functionen abzulehnen, gänzlich außer Frage. 

Indem unter Einem das Miniſterium für Cultus und Unterricht erſucht 
wird, diefe Verfügung den Ordinarkaten mitzutheilen, werden Euere Excellenz auf 
gefordert, ſelbe den unterſtehenden politiſchen Behörden im ſchriftlichen Wege zur 
Darnachachtung bekannt zu geben und zugleich aufmerkſam zu machen, daß dadurch 
der Erlaß des Finanzminiſteriums vom 30. Auguſt 1852, 3. 172 R. G. und die 
Miniſterialverordnung vom 8. April 1857, R. G. Z. 73 nicht berührt werden. 


Verordnung des k. k. Finanz⸗Miniſteriums vom 25. Juli 1873, 3. 13.420, betref⸗ 
fend die Conſtatirung der Seontrirungs⸗Ergebniſſe der Caſſen, 


Es wurde die Wahrnehmung gemacht, daß die Scontrirungs⸗Operate der 
Caſſen, namentlich der Steuerämter, wegen der zeitraubenden Circulation dieſer 
Operate bei den einzelnen adminiſtrativen und Fach⸗Rechnungs⸗Departements ſehr 
verſpätet zur Amtshandlung gelangen. 

Da der Zweck der Scontrirungen zunächſt darin beſteht, ſich durch Vergleichung 
der Caſſenbeſtände mit den Ergebniſſen der bereits cenſurirten Journale von der 
Richtigkeit der Gebarung die Ueberzeugung zu verſchaffen, um im Falle einer Ord⸗ 
nungswidrigkeit ſogleich zur Einleitung der geeigneten Maßregeln ſchreiten zu kön⸗ 
nen, ſo wurde mit den betheiligten k.k. Miniſterien und dem k. k. oberſten Rechnungs⸗ 
hofe vereinbart, daß die Ergebniſſe der einzelnen Scontrirungen in Betreff aller Caſſen 
und Aemter, — von welchen Etats⸗ und ſonſtige Journale an die Fach⸗Rechnungs⸗ 
Departements, an die nicht finanziellen Rechnungs⸗Departements der Landesbehörden 
und Miniſterien, dann an die Militär⸗Rechnungs⸗Abtheilungen einlangen, durch dieſe 
Rechnungs⸗Organe auf Grund der geprüften Journalabſchlüſte monatlich den Rech⸗ 
nungs⸗Departements der Finanz⸗Landesbehörden, bezüglich des Miniſterial⸗Zahlamtes 
aber dem hierortigen Rechnungs⸗Departement 5 nachgewieſen werden ſollen. 

Dieſe Nachweifung iſt in der Form der Befundausweiſe anzufertigen, welche 
nach § 20 der Inſtruction III für die Rechnungs⸗Departements der Landesbehörden, 
ſowie nach dem Erlaſſe des k. und k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums an die Militär⸗In⸗ 
tendanzen vom 29. März 1869, Zahl 386, Abth. 15, beziehungsweiſe nach § 17 der 
Inſtruction B für die Rechnungs⸗Departements der Miniſterten, monatlich an die ge⸗ 
nannten Finanz⸗Rechnungs⸗Departements einzuſenden ſind. 

In Betreff der nicht dotirten Fonde und der Depoſiten ſind jedoch in dieſer 
Nachweiſung nicht die Caſſereſte, ſondern eben ſo wie bei der etatmäßigen Gebarung 
die bis zum Scontrirungstage vorgekommenen Einnahmen und Ausgaben erſichtlich 
zu machen. 

Hiedurch werden die Finanz⸗Rechnungs⸗Departements in die Lage geſetzt, die 
Scontrirungs⸗Operate ſelbſtändig zu prüfen und raſcher als es bisher möglich war, 
der Erledigung zuzuführen. 


* 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Polizeirath Leopold Strehle zum Oberpolizei⸗ 
rathe bei der Wiener Polizeidirection mit dem Titel eines Regierungsrathes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Dikaſterial⸗Bauingenieur in Wien Alois Lifſeck 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den kaiſerl. Rath und Bezirksarzt in Karolinenthal 
Dr. Joſeph Hoſer zum Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsreferenten bet der 
Statthalterei für Böhmen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Director und Vorſtande der Bergwerksproducten⸗ 
Verſchleißdirection in Wien Franz Koch tarfret den Titel und Charakter eines Re⸗ 
gierungsrathes verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Kanzleiofficial Ottokar Pfiſterer zum Hilfs⸗ 
ämter⸗Directionsadjuncten im Handelsminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 

Rechnungsofficialsſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. n. ö. Statthal⸗ 
terei in der zehnten eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 
22. November. (Amtsbl. Nr. 263.) 

Zwanzig Poſtaffiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit 600 fl. Gehalt 
und der normalmäßigen Activitätszulage gegen Caution, bis 20. December. (Amts⸗ 
blatt Nr. 264.) 

Oberrechnungsrathsſtelle bei der Linzer Finanzdirection in der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 10. December. (Amtsblatt Nr. 265.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Primiero mit der ftebenten Rangsclaſſe, bis 
1. December. (Amtsblatt Nr. 265.) 

Rechnungsprakticantenſtelle bei dem Rechnungs departement der ſteiermärk. 
Statthalterei mit 200 fl. Adjutum, bis Ende November. (Amtsblatt Nr. 266.) i 

Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle bei der Statthalterei in Graz mit der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 10. December. (Amtsblatt Nr. 266.) 

Offteialsſtelle erſter Claſſe im Status der Verwaltungsbeamten der drei k. k. 
Krankenanſtalten in Wien mit 900 fl. Gehalt jährl. und 250 fl. Quartiergeld oder 
Naturalwohnung, beziehungsweiſe eine Officialsſtelle zweiter Claſſe mit 700 fl. Ge⸗ 
halt jährl. und 200 fl. Ouartiergeld, eventuell eine Officialsſtelle dritter Claſſe mit 
500 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 25. November. (Amtsblatt Nr. 267.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


